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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Rückwärtsgang und den Geschwindigkeitsmesser 
in Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem den Rück- 
wärtsgang und den Geschwindigkeitsmesser. 

Diese Vorschriften, insbesondere über den Ge- 
schwindigkeitsmesser, sind von Mitgliedstaat zu 
Mitgliedstaat verschieden. Hieraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften erlassen werden, 
damit vor allem das EWG-Betriebserlaubnisverfah- 
ren gemäß der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger auf jeden 
Fahrzeugtyp angewandt werden kann. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhaltet die gegen- 
seitige Anerkennung aller der von den einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen. Ein derartiges System 


setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Datum an angewandt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
- mit Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirt- 
schaftlichen Zug- und Arbeitsmaschinen sowie an- 
deren Arbeitsmaschinen - alle zur Teilnahme am 
Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit oder 
ohne Aufbau, mit mindestens vier Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht wegen des Rückwärts- 
gangs oder Wegen des Geschwindigkeitsmessers ver- 
weigern, wenn diese den Vorschriften des Anhangs 
dieser Richtlinie entsprechen. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht aus Gründen des Rückwärtsgangs 
oder des Geschwindigkeitsmessers verweigern, 
wenn diese den Vorschriften des Anhangs dieser 
Richtlinie entsprechen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 
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Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebserlaubnis 
erteilt hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, da- 
mit er von jeder Änderung unterrichtet wird, die 
ein Bauteil oder ein Merkmal nach Anhang, 
Punkt IL2.1. betrifft. Die zuständigen Behörden die- 
ses Mitgliedstaats befinden darüber, ob der geän- 
derte Fahrzeugtyp erneut geprüft und darüber ein 
neuer Prüfbericht erstellt werden muß. Die Ände- 
rung wird nicht genehmigt, wenn die Prüfung er- 
gibt, daß die Vorschriften dieser Richtlinie nicht 
eingehalten werden. 


Artikel 5 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
des Anhangs an den technischen Fortschritt notwen- 
dig sind, werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie vor dem 1. April 1976 nachzukommen, und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Oktober 
1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so recht- 
zeitig von allen Entwürfen der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
30. August 1974 - 1/4 - 030 70 -E- Kr 17/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang 


L Rückwärtsgang 

1.1. Jedes Kraftfahrzeug mit einem zulässigen Höchstgewicht über 400 kg muß eine Einrichtung für 
Rückwärtsfahrt aufweisen, die vom Fahrersitz aus bedient wird. 

II. Geschwindigkeitsmesser 

ILl. Vorhandensein 

Alle Fahrzeuge der Klassen Ml und NI *) müssen mit Geschwindigkeitsanzeigern ausgerüstet 
sein. Die Ausrüstung von Kraftfahrzeugen der anderen Klassen mit dieser Einrichtung ist zulässig. 

IL2. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne der vorliegenden Richtlinie gilt: 

11. 2.1. „Fahrzeugtyp" hinsichtlich des Geschwindigkeitsmessers sind Kraftfahrzeuge, die untereinander 
keine wesentlichen Unterschiede aufweisen, vor allem hinsichtlich folgender Punkte: 

11. 2. 1.1. Höchstzulässiges Gesamtgewicht der Triebachse. 

11. 2. 1.2. Bezeichnung der Luftreifen für Normalbereifung. 

IL2.1.3. Gesamtübersetzungsverhältnis einschließlich des eventuellen Korrektors (Anzahl der Umdrehun- 
gen am Eingang des Gerätes im Verhältnis zu einer Radumdrehung auf der geraden Linie). 

11. 2. 1.4. Falls vorhanden, Untersetzungsverhältnis des Korrektors. 

11. 2. 1.5. Eigenübersetzung des Geschwindigkeitsmeßgerätes (Größe der vom Fahrzeug zurückgelegten 
Wegstrecke in Metern je Umdrehung der Antriebswelle des Meßgerätes). 

11. 2. 1.6. Marke und Typ des Geschwindigkeitsmeßgerätes. 

11. 2. 2. „Die normale Reifenausstattung" ist der (die) Reifentyp (en), die vom Hersteller für den in Frage 
kommenden Fahrzeugtyp vorgesehen und im Beschreibungsbogen der Richtlinie über die Betriebs- 
erlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger angegeben sind. 

11. 2. 3. „Druck im warmen Zustand" ist derjenige Druck, den der Reifen unter den durchschnittlichen 
Bedingungen des normalen Straßenverkehrs erreicht. Dieser Druck wird pauschal als gleich dem 
vom Hersteller angegebenen Füllungsdruck plus 0,2 bar betrachtet. 

11. 2.4. „Geschwindigkeitsmesser" ist das Gerät, das dem Fahrer die jeweilige Geschwindigkeit des 
Fahrzeuges anzeigen soll. 

11. 2. 5. „Korrektor", eine Untersetzungsvorrichtung, die zwischen der Ausgangswelle des Getriebes und 
dem Geschwindigkeitsmesser liegt. 

II. 3. Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis 

11.3.1. Die Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich des Geschwin- 
digkeitsmessers ist vom Fahrzeughersteller oder seinem Beauftragten einzureidien. 

11.3.2. Dem Antrag sind folgende Dokumente in dreifacher Ausfertigung und folgende Angaben beizu- 
fügen; 

11. 3. 2.1. Beschreibung des Fahrzeugtyps (im Sinne der vorliegenden Richtlinie). 

11.3.2.2. Angaben des oder der Typen der normalen Reifenausrüstung. 

11. 3. 2. 3. Eigenübersetzung des Geschwindigkeitsmessers. 

11. 3. 3. Der für die im Punkt II. 5. genannte Prüfung zuständigen Prüfstelle ist ein Fahrzeug vorzuführen, 
das für den zu prüfenden Fahrzeugtyp repräsentativ ist. 


*) siehe Definitionen in Anhang I „Beschreibungsbogen" der Richtlinie vom 6. Februar 1970 über die Betriebser- 
laubnis von Kraftfahrzeugen (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 vom 23. Februar 1970) 
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IL4. 

11.4.1. 

11.4.2. 

11.4.3. 
IL4.3.1. 

IL4.3.2. 

IL4.3.3. 

IL4.3.4. 

11.4.3.5. 

11.4.3.6. 

11.4.3.7. 

11.4.4. 


Spezifikationen 

Der Geschwindigkeitsmesser muß sich im direkten Sichtfeld des Fahrers befinden, und die abzu- 
lesenden Angaben müssen sowohl bei Tag als auch bei Nacht eindeutig erkennbar sein. 

Die Skala des Geschwindigkeitsmessers muß gleichmäßig geteilt sein. Die Teilstriche der Skala 
müssen nach 1 oder 2 oder 5 oder 10 km/h fortschreiten. Die Werte für die Geschwindigkeit, die 
das Vielfache von 20 km/h darstellen, sind auf der Skala anzugeben. 

Die Genauigkeit des Geschwindigkeitsmessers wird nach folgenden Prüfverfahren überprüft: 

Das Fahrzeug ist mit einem der Reifentypen für Normalbereifung ausgerüstet. Die Prüfung ist für 
jeden vom Hersteller vorgesehenen Meßgerätetyp zu wiederholen. 

Das Fahrzeug wird so beladen, daß die Belastung der Triebachse gleich der für diese Achse 
höchstzulässigen Achslast ist. 

Die Innentemperatur des Fahrzeugs muß 20*^ ± 5 ^ betragen. 

Bei jedem Versuch muß der Reifendruck dem in Punkt II. 2.3. definierten Reifendruck im warmen 
Zustand entsprechen. 

Das Fahrzeug wird bei folgenden drei Geschwindigkeiten geprüft: 40 km/h, 80 km/h, 120 km/h 
oder 80®/o der vom Hersteller angegebenen Höchstgeschwindigkeit, wenn diese weniger als 
150 km/h beträgt. 

Die Genauigkeit des zur Messung der wirklichen Geschwindigkeit des Fahrzeugs verwendeten 
Kontrollgerätes (z. B. ein Geschwindigkeitsschreiber mit eigenem Laufrad) muß wenigstens 
± 0,5 ®/o betragen. 

Die Versuchs strecke muß über eine ebene, trockene und ausreichend griffige Oberfläche verfügen. 


Bei den unter Punkt II.5.3.5. angegebenen Geschwindigkeiten sowie bei den Zwischenwerten 
müssen zwischen der auf der Skala des Geschwindigkeitsmessers angegebenen Geschwindigkeit VI 


und der tatsächlichen Geschwindigkeit V2 folgende Beziehungen bestehen: 0 < VI - V2 


V2 

< 

“ 10 


+ 4 km/h. 
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Begründung 


Der vorliegende Richtlinienentwurf gliedert sich in 
den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens ein, das in der Richtlinie 70/156/EWG 
des Rates vom 6. Februar 1970^) behandelt wird. 

Es handelt sich um eine Vorschrift, durch die der 
Rückwärtsgang bei Fahrzeugen mit einem Gewicht 
über 400 kg zur Auflage gemacht wird, sowie um 
technische Bau- und Prüfvorschriften für Geschwin- 
digkeitsmesser. 

Der Teil, in dem der Rückwärtsgang behandelt wird, 
stützt sich auf das Straßenverkehrsabkommen 
(Wien, 8. November 1968), durch das diese Aus- 
rüstung bei allen Fahrzeugen zur Auflage gemacht 
wird, deren zulässiges Höchstgewicht 400 kg über- 
steigt. Der Teil über den Geschwindigkeitsmesser 
behandelt die globale Genauigkeit des in das Fahr- 
zeug eingebauten Gerätes, wobei nicht nur das Ge- 
rät selbst, sondern- auch die vor dem Gerät liegen- 
den Teile sowie die Normalbereifung des Fahrzeugs 
in Betracht gezogen werden. 

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf Kraftfahr- 
zeuge mit mindestens vier Rädern, deren bauart- 
bedingte Höchstgeschwindigkeit 25 km/h übersteigt 
(Artikel 1). 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über den 
Rückwärtsgang und den Geschwindigkeitsmesser der 
Kraftfahrzeuge in das EWG-Betriebserlaubnisver- 
fahren eingegliedert. 

Er fügt sich weiterhin in die Alternativlösung der 
Harmonisierung insofern ein, als darin vorgesehen 
wird, daß die im Anhang zur Richtlinie festgelegten 
Gemeinschaftsvorschriften den gleichen Wert be- 
sitzen wie die einzelstaatlichen Vorschriften. So ist 
es nicht möglich, daß ein Mitgliedstaat die nationale 
Betriebserlaubnis eines Fahrzeugs unter dem Vor- 
wand verweigert, daß die von dieser Richtlinie er- 
faßten Ausrüstungen und Merkmale nicht den natio- 
nalen Vorschriften entsprechen, während sie aber 
die Gemeinschaftsvorschriften erfüllen. 


Da einige neue Mitgliedstaaten kein Betriebserlaub- 
nisverfahren mit nationaler Geltung kennen, war 
es erforderlich, einen besonderen Artikel einzufüh- 
ren, um diesen Staaten die Möglichkeit zu sichern, 
Fahrzeuge zu verwenden, die den Vorschriften der 
Richtlinie entsprechen (Artikel 3). 

Wird ein Prototyp geändert, so befindet der Mit- 
gliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, ob 
erneut Prüfungen durchzuführen sind (Artikel 4). 

Artikel 5 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Vorschriften im Anhang an den technischen Fort- 
schritt vor; dieses Verfahren ist in Artikel 13 der 
Richtlinie des Rats vom 6, Februar über die Be- 
triebserlaubnis enthalten. 

In Artikel 6 ist eine doppelte Frist vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen ergreifen und 
veröffentlichen, um sich der Richtlinie anzupassen. 
Die zweite Frist dagegen legt ein einheitliches 
Datum fest, an dem alle Mitgliedstaaten die Ge- 
meinschaftsvorschriften in Kraft setzen müssen 
(Artikel 6, § 1). 

Schließlich ist die Kommission innerhalb abnehm- 
barer Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu un- 
terrichten, der von den Mitgliedstaaten auf dem von 
der Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, 
damit sie sich gegebenenfalls hierzu äußern kann 
(Artikel 6, § 2). 


Anhörung des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2, ist erforderlich. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23, Februar 1970 



